
436 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

24. 8. 1972 

Regierungsvorlage 

Bundesverfassungsgesetz XXXXXXX 
XXXXX über die Änderung der Landes­
grenze zwischen dem Land Oberösterreich 
und dem Land Steiermark im Bereich des 

Laussabaches 
Der Nationalrat hat heschlossen: 

§ 1. (1) Die Landesgrenze zwischen dem Land 
Oberösterreich und dem Land Steiermark ist im 
Bereich der oberösterreichi-schen Gemeinde 
Weyer-Land (pol1tischer BeZJirk Steyr-Land) u11ld 
der steiermärkischen Gemeinde Weißenbach an 
der Enns (politischer Bezirk Liezen) zwischen 
den Abgrenzungslinien Nr. 1 und Nr. 2, Nr. 3 
und Nr. 4 sowie Nr. 5 und Nr. 6 durch -die 
MitteUinie des Lall'ssa:baches besoimmt. Die Ab­
grenzungsLinien sind Gerade, die ,durch je zwei 
mit gleichen Ziffern bezeichnete, koor,dinaten­
mäßig ausgewiesene Festpunkte festgelegt sind; 
ihre Lage ist im beiliegenden Plan im Maßstab 
1 : 5760 dargestellt. 

(2) Die Mittellinie ,des Laussaibaches ist eIne 
ausgeglichene, f.ortlaufende Linie, die von ,den 
beiderseitigen Bertetzungslinien :bei mittlerer 
Wasserführung gleich weit entfernt ist. 

§ 2. In den im § 1 angeführten Grenzstrecken 
folgt die Landesgrenze den allmählichen und 
natüdichen Veränderungen der Mittellinie -des 
LauSISabaches. 

§ 3. (1) Dieses Bundesverfassungsgesetz tritt 
gleichzeitig mit ,den nach Art. 3 Albs. 2 ,des 
Bundes-Verfassungsgesetzes ,in der Fassung v'On 
1929 erforderlichen übereinstimmenden Verfas­
sungsgesetzen des Landes Oberösterreich und des 
Landes Steiermark mrt -dem der Kundmachung 
des zuletzt verlautbarten Verfassungsgesetzes f'Ol­
genden Monatsersten in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung ,dieses Bundesverfas­
sungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut. 
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PLAN 
über den Verlauf der neuen Landesgrenze 

zwischen dem Land Oberösferreich 
und dem Land Steiermark 

im Bereich der oberösterr. Gemeinde Weyer-Land 
und der sfeierm/irk ischen 6emeinde WeiSenbt!Jch 

BundeSt3mt für Eich und Maßstab Vermessungs wesen 
Verfaßt im Februar /912 .1 : 5760 

855 fj-
-

67 

/ 
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Anlage zu § 1 . 

~ ~ 

4. 5.9'1 

855 . 1 Ob: 
GS 

.93~/" 
\ 

Koordinaten der Doppelgrenzzeichen 
System: Gauß-Krüger 

M 31 ösfl. Ferro 

PunktNr. + y + 

?~/' 10ö. 91 472,00 287 Lf1f3,10 
-& ~Q 1Stm. 91 4-72,37 2871f26,7? 

2Dö. 91 33Lt- 63 281385,88 
2Stm. 97350,94- 28139'1,03 

~{\{\5 ~~S 
30ö. 903Lf8,03 286818,J! 
3.Stm. 90 31f1,92 286806ß8 

Ö~J t:. 40ö. 90235,18 286808,81 

,cJ! a" ~ \) t. ~ Y-- 4Stm. 9023895 286199,59 

{;~~~ 
50ö .. 89935,2'f 28610lf53 
5stm. 899Lf2,62 286101lf-2 
GOö. 898935Lf 286587 '12 
6Stm. 89907,81f 286576,10 
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436 der Beilagen 

Erläuterungen 

I. Im allgemeinen: 

Im Bereich ,der oberölSterreichLschen Gemeinde 
Weyer-Land, KatastraLgemeinde Laus'sa (politi­
scher Bezirk Steyr-Land) und der 'steiermärki­
schen Gemeinde Weißenbach an der Enns, Kata­
stralgemeinde Weißenbach an der Enns (politi­
scher Bezirk Liezen) wird die Landesgrenze zwi­
schen den Ländern Oberösterreich und Steier­
mark von ,der Mündung des Laussalbaches in die 
Enns hachaufwäl"ts 'bis zur Einmündung des 
Chorbaches - abgesehen von ,den nachstehend 
bezeichneten Grenzstrecken - in einer Länge 
von 17 km durch ,die Mittellinie ,des Laussa­
baches .gebildet. Nach ubereinstJimmender Ansicht 
der Bundesregierung und ,der beiden Landesregie­
rungen ist die Landesgrenze im Laussabach als 
"nasse Grenze" beweglich, das heißt, sie folgt 
den allmählichen und natürlichen Veränderungen 
dieser Mittellinie. 

Im Zuge der Baumaßnahmen, die in oden Jah­
ren '1956 bis 1970 an der entlang des Laussa­
baches verlaufenden Hengst-Landesstraße durch­
geführt wurden, sind u. a. d,ie beiden Queng­
grabenbrücken (bei km 21,363 und 21,450 der 
Hengst-Landes&traße), ,die Schanzbrücke und :die 
Bischbrücke (bei km 21,867 und 21,965 ,der 
Hengst-Landesstraße) aufgelassen und an Stelle 
der heiden Teufelsgrabenbrücken ~bei km 23,146 
und 23,202 der Hengst-Lan,desstraße) eine neue 
Brücke errichtet worden. Hiebei irst ,der Laussa­
bach in diesen ,drei Teilstrecken (im Ausmaß 
yon insgesamt 251 m) reguliert und das Bachbett 
begradigt wor:den. Die L3!gedieser Teil9trecken 
ist aus dem noch näher zu erörternden Plan 
eflskhtlich. 

Die Landesgrenze ist diesen künstlichen Ver­
änderungen ,der Mittellinie des Laussalbaches nach 
dem oben Gesagten nicht ,gefolgt und verläuft 
sohin in ,den regulierten Teilstrecken derzeit 
außerhalb ,des neuen Bachbettes. Nach überein­
stimmender Auffassung der Bundesregierung und 
der beLden Landesregierungen soll daher die 
Landesgrenze in die Mitte des regulierten Bach­
bettes verlegt werden. 

Dami,t wÜI1de im gesamten Lauss'a-Grenz­
albschnrtt die Landesgrenze inder Mitte des 
Bachbettes verlaufen. 

Gemäß Art. 3 Aibs. 2 B-VG kann die Ande­
rung einer Landesgrenze nur ,durch übereinstim­
mende Verfassungsgesetz'edeS Bundes und jenes 
Landes ,erfolgen, dessen Gebiet eine Anderung 

erfa1hrt. Da im vorliegenden FaU mit der Grenz­
verlegung 'sowohl im Gebiet ,des Landes Ober­
österreich als auch im Gebiet ,des Landes Steier­
mark Anderungen eintreten, müssen vom Bund 
und ,den 'beiden Ländern paktiellte Verfassungs­
gesetze erla,ssen werden. 

Die Gemeinden Weyer-Land und Weißenbach 
an ,der Enns hahen ,diese Grenzänderun'g befür­
wortet (Beschluß ,des Gemeinderates von Weyer­
Land vom 28. April 1972 und Beschluß des 
Gemeinderates Weißen'bach 'an der Enns vom 
5. Mai 1972). 

Durch ,die vorgesehene Grenzänderung fallen 
folgende (unbewohnte) Grundstücke, ,die derzeit 
noch ,im Grundsteuerka'taster der Katastral­
gemeinde Weißenbach an der Enns eingetragen 
sind, vom Land Steiermark' an da,s Land Ober-
ö,sterreich: ' 

zwischen ,den Abgrenzungslinien Nr. 1 und Nr. 2 
Nr. 174 im Ausmaß von 449 m% 
Nr.874 ,im Ausmaß von 459 m2 

Nr; 74/23 im Ausmaß von 386 m2 

Nr.890/3 im Ausmaß von 118 m2 •• 1412 m2 

zwischen .den Ahgrenzungslinien Nr. 3 und Nr. 4 
Nr. 163 '~m Ausmaß von 791 m2 

Nr.875 im Ausmaß von 1007 m2 

Nr. 74/25 im Ausmaß von 489 m2 •• 2287 m2 

zwischen ,den Abgrenzungsli11lien Nr. 5 und Nr. 6 
Nr. 890/ 6 im Ausmaß von 78 m2 

Nr.876 im Ausmaß von 726 m2 

Nr. 74/27 im Ausmaß von 550 m2 •• 1354 m2 

Insgesamt. .. 5053 m2 

11. Im besonderen: 

Zu § 1: 

Zu Abs. 1: 

Wie im allgemeinen Teil der Erläuterungen 
ausgeführt wurde, ist .die oherösterreichisch­
steiermärkische Landesgrenze im gesamten Be­
reich des Laussabaches im Ausmaß von ungefähr 
17 km Länge - ahgesehen von den reguliefiten 
drei TeiIstrecken im Ausmaß von zusammen 
251 rn-beweglich. Sowohl die Bundesregierung 
als auch die heiden Landesregierungen halten es 
nicht für zweckmäßig, lediglich in den erwähnten 
Regulierungsbereichen die Landesgrenze als unbe­
weglich festzulegen. Für diese Auffassung spricht 
auch, ,daß eine Grenzfeststellung an ühergängen 
von einer .beweglichen zu einer unheweglichen 
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4 436 der Beilagen 

nassen Grenze pl'Oblematiseh ist und überdies ,im 
vorliegenden Fall durch die Verbauung des lin­
ken Ufers und die Beschaffenheit des rechten 
Ufers (zum Großteil Fdswände) allmähliche 
natürliche Veränderungen ,im größeren Ausmaß 
nicht zu erwarten sind, die Landesgrenze daher 
de facta ohnedies mehr oder weniger 'stabil sein 
wird. Der neue Grenzverlauf kann da:her nicht 
in mathematisch einwandfreier Weise (z. B. durch 
Kreisbogen und Zwischengeraden wie ,im Bundes­
verfassungsgesetz vom 13. November 1968, 
BGBL Nr. 411, über die Knderung von Teil­
strecken ,der Landesgrenze zwi:schen dem Land 
Burgenland und dem Land Steiermark und im 
Bundesverfassungsgesetz vom 24. Juni 1971, 
BGBL Nr. 335; Ü'berdie Knderung ,der Landes­
grenze zwischen dem Land Oberösterreich und 
dem Land Salzburg im Bereich ,der Moosache), 
sondern nur durch eine Beschreibung des Grenz­
verlaufes festgelegt werden. 

Die drei Teilstrecken, auf die sich die Grenz­
änderung bezieht, sind von ,den unverändert 
bldbenden Grenzstrecken des Laussabachesdurch 
je zwej gerade Linien abgegrenzt, die senkrecht 
zur Fluß achse verlaufen und durch je zwei 
koordinatenmäßig ausgewiesene Festpunkte fest­
gelegt sind. Die Schnittpunkte ,der beweglichen 
Grenzlinien mit den unbeweglichen Querlinien 
ergehen exakt den Anfang oder da.s Ende der 
von den angestrebten Verfas'Sungsgesetzen erfaß­
ten Grenzstrecken. Die ,erwähnten Festpunkte 
der sechs Abgrenzungslinien s,ind im Gelände 
durch Doppelgrenzzeichen vermarkt, die fort­
laufend' mit den ara'bischen Ziffern 1 bis 6 
bezeichnet sind. übel'dies weist jedes einzelne 
Grenzzeichen, je nachdem :ob es in Oberöster­
reich oder in der Steiermark liegt, Idie Initiale 
"Oö" oder "Stm" auf. ' . 

Im beiliegenden übersichtsplan ,sind im Maß­
stab 1 : 5760 die in Rede stehenden drei regulier­
ten Teilstrecken des Laussabaches und die nicht 
regulierten Zwischenstreckendargestellt. Im Plan 
sind weiters die sechs Abgrenzun~slinien und 
die Standorte der Doppe1grenzzeichen eingezeich­
net. Die Koot1dinaten dieser DoppeJgrenzzeichen, 
welche im Gauß-Krüger-System (Meridian 31 0 

östlich Ferro) berechnet wurden, sind im Plan 
gesondert ausgewiesen. 

Zu Abs. 2: 

Die grenzbestimmende Mittellinie des Laussa­
baches wird in den 'betroffenen Terl~recken als 
ausgeglichene, fortlaufende Linie ,definiert,die 
von den beiderseitigen Benetzungslinien bei mitt­
lerer Wasserfiihrung' gleich weit entfernt ist. Die 
Bundesregierung und ,die beiden Landesregierun­
gen sind überein()timmendder Auffassung, daß 
eine mittlere Wasserführung des Laus:sabaches bei 
einem Abfluß von 2'92 m 3/sec, herechnet für ,das 

Pegelprofil Unterlaussa, gegeben ist. Unter Ver­
wendung des 1969 gültigen Pegelschlüssels Nr. 7 
emspr,icht dieser Abfluß ,einem Pegelstand von 
130 cm (Pegelnullpunkt = 420'58 m ü. A.). 

Bei der Definition der grenzbestimmenden 
Mittellinie wurde nicht von den Uferrändern 
des Laussabaches ausgegangen, weil sich auf ,der 
rechten, nicht regulierten Bachserte ein Uferrand 
wegen der Eigenart des felsigen .Geländes nicht 
sicher erkennen läßt. Als Uferrand kann auch 
nicht - wie zum Beispiel im Art. 3 Abs. 1 des 
(noch nicht ratifizierten) Vel'tmges zwi,schen der 
Republik Österreich und der BundesrepuhLik 
Deutschland über die gemeinsame Staatsgrenze -
die "Begrenzungslinie ,des Ufergeländes mit stän­
diger Vegetation" angenommen werden, weil eine 
solche nicht vorhanden ,ist. Als einziges ohjektives 
Merkmal zur Bestimmung der Mittellinie 'bleibt 
daher nur - so wie dies auch in ,der zitierten 
Vertragsbestimmung vorgesehen ist - die Mitte 
zwischen den beiden Benetzungslinien bei mitt­
lerer Wasserführung übrig. 

Zu § 2: 

Hinsichtlich der Beweglichkeit der Landes­
grenze im Laussa~Grenzabschnitt wil'd auf die 
Erläuterungen zu § 1 verwiesen. 

Zu § 3: 

Wie bereits im aUgemeinen Teil erwähnt, kann 
die angestrebte Grenzänderung nur durch über- / 
eins,timmende Verfassungs gesetze des Bundes und 
der Länder Oberösterreich und Steiermark vor~ 
genommen werden. Der gegenständliche Gesetz­
entwul'f wurde von ,den heteiligten Bundes- und 
Landesstellen einvernehmlich ausgearbeitet. Die 
beiden Landesregierungen wenden 'Sobald wie 
möglich die Regierungsvorlagen üiberein~timmen­
der Landesverfalssungsgesetze in den Landtagen 
ein'br,ingen. 

Die Grenzänderung soll, damit Terminschwie­
rigkeiten in den heteiLigten gesetzgebenden Orga­
nen und eine Rückwirkung der gesetzlichen Neu­
regelung auf jeden Fall vermieden wenden, nicht 
an einem hestimmten Kalendertag oder an einem 
durch ,die Kundmachung des vom Bund erlas­
senen Verfassungsgesetzes bestimmten Termin, 
sondern er-st an demjenigen Monatsel'sten in 
Kraft 'treten, ,der der Kundmachungdes zuletzt 
verlautbarten Verfassungsgesetzes folgt. Dam~t 
ist auch im Sinne :des Art. 3 Abs. 2 B-VG klar­
gestellt, daß nur das ZusamIl).enwirkender ,drei 
Verfassungsgesetze dieange~rebte Knderung ,der 
oberösterreichischen und steiermärkischen Lan­
desgrenze zur Folge halt. 

Die Vollziehung des angestrebten Bundesver­
fassungsgesetzes wird weder finanzielle Mehraus­
gaben des Bundes noch eine Vermehrung seines 
Personalstandes hewirken. 
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